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(1) Diese Prüfungsordnung gilt für alle Stu-
denten des Studienganges Betriebswirt-
schaftslehre an der Fachhochschule Lausitz.
Sie regelt die Prüfungsleistungen zur Able-
gung der Zwischenprüfung
(Diplomvorprüfung) und der berufsquali-
fizierenden Abschlußprüfung (Diplom-
prüfung) gemäß §§ 14 und 15 des Gesetzes
über die Hochschulen des Landes Bran-
denburgv.24.6.1991.
(2) Die Prüfungsordnung wird ergänzt
durch die Studienordnung (StO) für den
Studiengang Betriebswirtschaftslehre an der
Fachhochschule Lausitz vom 1.7.1993.
(3) Soweit in dieser Ordnung Mitglieder-
gruppen oder Funktionsträger der Hoch-
schule genannt werden, sind damit stets
sowohl männliche als auch weibliche Perso-
nen bezeichnet.
§ 2 Ziel des Studiums
Lehre und Studium sollen die Studenten auf
eine berufliche Tätigkeit bei dynamischen
Qualifikationsanforderungen unter Einbe-
ziehung des gesellschaftlichen Umfeldes
vorbereiten und ihnen die dafür erforder-
lichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten
und Methoden so vermitteln, daß sie zu
wissenschaftlicher Arbeit, zur Anwendung
wissenschaftlicher Methoden und Erkennt-
nisse im Beruf, zu selbständigem und kriti-
schem Denken und zu verantwortlichem
Handeln in einem freiheitlichen, demokrati-
schen und sozialen, den natürlichen Le-
bensgrundlagen verpflichteten Rechtsstaat
befähigt werden. Das Studium soll eine an-
wendungsorientierte Ausbildung auf wis-
senschaftlicher Grundlage vermitteln.
§ 3 Zweck der Prüfung
(1) Die Diplomvorprüfung und die Diplom-
prüfung dienen der Feststellung, ob der
Student das Ziel eines Studienabschnittes
bzw. eines Studienganges erreicht hat. Die
Diplomprüfung bildet den berufsqualifizie-
renden Abschluß des Studiums.
(2) Sofern semester- und studienbegleitende
Leistungsnachweise nach Anforderung und
Verfahren einer Prüfungsleistung gleich-
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wertig sind, dienen sie zur Entlastung der
Prüfungen.
(3) Der erfolgreiche Abschluß des
Studiums wird durch das Diplomzeugnis
bescheinigt. Gleichzeitig wird dem
Kandidaten der akademische Grad eines
Diplom-Kaufmanns (FH) bzw. einer
Diplom-Kauffrau (FH) verliehen und ihm
darüber eine Urkunde (Diplomurkunde)
ausgehändigt.
§ 4 Gliederung des Studiums
(1) Der Studiengang Betriebswirtschaftsleh-
re an der FH Lausitz gliedert sich in das
Grundstudium und das Hauptstudium. Das
Grundstudium umfaßt 3 Semester und
schließt mit der Diplomvorprüfung ab. Das
Hauptstudium umfaßt 5 Studiensemester,
davon 3 Hochschulstudiensemester, ein
praktisches Studiensemester sowie ein Di-
plomprüfungssemester und schließt mit der
Diplomprüfung ab. Die Regelstudienzeit
beträgt 8 Semester. Das praktische Studien-
semester wird in der Regel als 5. Studien-
p1ansemester festgelegt.
(2) Eine förmliche Zulassung zum Haupt-
studium findet nicht statt. Die Zulassung
zur Ablegung von Prüfungsleistungen im
Hauptstudium erfolgt nach erfolgreicher
Ablegung der Diplomvorprüfung. Eine
Kandidatin kann auch dann Prüfungslei-
stungen im Hauptstudium ablegen, wenn
sie bis auf höchstens zwei Studienfächer alle
weiteren Fächer des Grundstudiums erfolg-
reich abgeschlossen hat. Zulassungsvoraus-
setzung zum praktischen Studiensemester
ist die bestandene Vordiplomprüfung.
(3) Die Diplomvorprüfung kann vor Ablauf
des dritten Semesters und die Diplomprü-
fung vor Ablauf der Regelstudienzeit abge-
legt werden, sofern die geforderten
Voraussetzungen nachgewiesen werden.
11. ALLGEMEINE PRÜFUNGSGRUNDSÄIZE
§ 5 Leistungsnachweise und Prüfungen
(1) Als Leistungsnachweise und Prüfungen
sind zu unterscheiden:
a) semesterbegleitende Leistungsnachweise
im Laufe eines Semesters;
b) Leistungsbeurteilungen am Ende eines
Semesters (Semesterbeurteilungen),
c) die Gesamtbeu rteilung der Leistungen
innerhalb eines Studienfaches (Fachend-
note),
d) die Diplomv orprüfung,
e) die Bescheinigun g über den Absch luß
des p raktischen Studiensem esters,
f) die Diplomprüfung.
(2) Die semesterbegleiten den Leistungs-
n achweise d ienen nach kürzeren Stu dienab-
schnitten Leh ren d en und Lernenden zu r re-
gelmäßigen Überprüfung des Studienerfol-
ges. Jeder semeste rbegleiten de Leis tu ngs-
nachweis ist au f eine einzelne Lehrveran-
sta ltu ng bezogen und in diese integriert.
Semesterbegleiten de Leistungsnachweise
sind zeitlich so zu legen, daß jeweils über-
schaubare und fachlich zusammenhängende
Stoffge biete erfaßt w erden. Die Formen der
Leistu ngsn achweise müssen den jeweiligen
fachlichen Inhalten adäquat sein.
(3) In jeder Lehrveranstaltung führen Lei-
stungsnachweise am Ende der Vorlesungs-
zeit eines Semesters - gegebenenfalls unter
Berüc ksichtigung einer Nach prüfung zu
Beginn der Vorlesungszeit des d arauffol-
gen den Semesters - für den Studenten zu
einer zusamm enfassen den
Leistungsbeurteilung (Seme-
sterbeurteilung). Die semeste rbegleiten den
Leis tu ngsnachweise können nach Maßgabe
des Dozenten zu r Semesterbeurteilung
zusammen gefaßt werden. Sie w ird - soweit
sie mindestens "au sreichen d II bzw. "mit
Erfo lg" lautet auf einer Lei-
s tu ngsbescheinigun g dokumentier t.
(4) Die Gesamtbeurteilun g der Leistungen
innerhalb eines Studienfaches (Fachen d-
note) ergibt sich aus den Semesterbe urtei-
lungen.
(5) Die Diplomvorprüfung wird studienbe-
g leiten d durchgeführt; sie ist bestanden,
wenn das Grun dstud ium erfolgreich abge-
schlossen ist, d . h. wenn sämtliche laut Stu-
dien ordnung im Grun dstudium geforderten
Leis tu ngen n achgewiesen sind. Der erfolg-
reiche Abschluß des Grundstudiums w ird
durch das Diplomvorprüfungszeugrris do-
kumentiert.
(6) Durchführung und Abschluß des prakti-
schen Stu diensemesters regelt im einzelnen
die Ordn ung für das praktische Stu d ien se-
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m ester an der Fachhochschule Lausitz
(OPS). Danach erfolgt d ie Anerkennung des
p raktischen Studiensemesters
a) auf der Grun dlage des von dem Stu den-
ten angefertigten Praxisberichts,
b) au f Grun d der v on der Ausbildungsste lle
ausgestellten Bescheinigung,
c) unte r Berücksichtigung der Leistungen
des Studen ten in d en p raxisbegleitenden
Lehrveranstaltu ngen .
Über das erfolgreich abgeschlossene prakti-
sc he Studiensemes ter wird von der FHL
eine Bescheinigung ausgestellt.
(7) Die Diplomprüfung besteht aus einem
studien begleiten den Teil, der Diplomarbeit
und der mündlichen Diplomprüfung. Di-
plomarbeit und mündliche Diplomp rüfung
(Disputation) bilden die Abschlußprüfung.
Die Abschlußp rü fu ng wird grun dsätzlich
n ach erfolgreichem Abschluß sämtlicher
Studienfäch er des Rauptstudiums (studien-
begleitender Teil der Diplomprüfung)
durchgeführt.
§ 6 Prüfungsgrunds ätze
(1) Prüfungen w erden in der Regel als Ein-
zelp rüfu n gen abgehalten. In geeigneten
Fällen können sie auf Antrag der Kandid a-
ten als Gruppenprüfungen mit höchstens
drei Kandidaten durchgeführt werden; da-
bei muß der Beitrag des einzelnen Kandi-
daten abgrenzbar und individuell bew ertbar
sein .
(2) Die Durchführung d es Diplomv orprü-
fungsverfahrens und d er Diplomprüfung
sowie die Entscheidun g über die Anerken-
nung des praktischen Studiensemesters ob-
liegt dem Prüfungsausschuß und der -kom-
mission bzw. dem Beauftrag ten fü r die all-
gemeine Durchführung des
Praxissemesters. Fü r semesterbegleitende
Leistu ngsn achweise und fü r die Semester-
beurteilung (einschließlich zugehöriger
Nachp rüfung) ist jeweils nur die für d ie
betreffende Lehrveranstaltung zuständige
Lehrkraft verantwortlich.
(3) Die in § 14, Abs. 4 des BBRG benannten
Person en können fü r alle Prüfu ngen ihres
Fachgebietes zu Prüfern bestellt w erd en.
(4) Mündliche Prüfungen sind von m ehre-
ren Prüfern oder von einem P rüfer in Ge-
gen w art eines sachkundigen Beis itzers ab-
zunehmen . Der Gegenstand der Prüfung ist
zu protokollieren. Wird eine mündliche Prü-
fung als Gruppenprüfung durchgeführt,
verlängert sich die Prüfungszeit proportio-
nal zur Zahl der Teilnehmer.
(5) Mitglieder der Hochschule können nach
Maßgabe vorhandener Plätze als Zuhörer
an mündlichen Prüfungen teilnehmen; Stu-
denten, die sich der gleichen Prüfung un-
terziehen wollen, sind zu bevorzugen. Die
Öffentlichkeit ist auf Antrag eines Kandida-
ten auszuschließen. Zuhörer haben sich je-
der Einflußnahme auf die Prüfung zu ent-
halten, andernfalls ist die Öffentlichkeit un-
verzüglich auszuschließen. Die Beratung
und die Bekanntgabe der Prüfungsergeb-
nisse erfolgen nicht öffentlich.
(6) Die Beurteilung von mündlichen Prü-
fungsleistungen ist dem Kandidaten jeweils
unverzüglich durch die zuständige Lehr-
kraft bzw. Prüfungskommission mitzutei-
len; dies gilt auch für die Mitteilung von
Teilergebnissen von Prüfungen. Auf seinen
Antrag ist dem Kandidaten zu vom Prüfer
festgelegten Terminen nach Abschluß der
jeweiligen Prüfung Einsicht in die ilm
unmittelbar betreffenden Prüfungsunterla-
gen zu gewähren.
(7) Die Wiederholung einer Prüfung mit
dem Ziel, eine bereits mindestens "ausrei-
chend" lautende Beurteilung zu verbessern,
ist ausgeschlossen; dies gilt sirmgemäß auch
für Semesterbeurteilungen. Für die Wie-
derholung einer nicht bestandenen Prüfung
gilt, daß deren Ergebnis durch das Ergebnis
der Wiederholung ersetzt wird. Die Sätze 1
und 2 beziehen sich nicht auf semesterbe-
gleitende Leistungsnachweise, binden also
die Lehrkraft nicht hinsichtlich ihrer Verfah-
rensweise irmerhalb der Vorlesungszeit des
Semesters.
(8) Auf Antrag werden angemessene Er-
leichterungen bei Prüfungen und sonstigen
Leistungsnachweisen für Studenten ge-
währt, die infolge einer nachgewiesenen
Behinderung den anderen Kandidaten ge-
genüber wesentlich im Nachteil sind. Die
Erleichterungen müssen geeignet sein, die
mit der individuellen Behinderung verbun-
denen Nachteile auszugleichen, ohne daß
hierbei eine Minderung der Leistungsanfor-
derungen eintritt.
4
§ 7 Beurteilung von Studien- und Prüfungs-
leistungen
(1) Studien- und Prüfungsleistungen sind
grundsätzlich differenziert zu beurteilen. Es
sind folgende Noten zu verwenden.
1 = sehr gut
Die Note "sehr gut" ist zu erteilen, wenn die
Leistungen durch Eigenart, Wissensumfang
und Form sowie durch Klarheit der Darstel-
lung besonders hervorragen.
2 =gut
Die Note "gut" ist zu erteilen, wenn die Lei-
stungen nach Inhalt und Form erheblich
über den durchschnittlichen Anforderungen
liegen.
3 = befriedigend
Die Note "befriedigend" ist zu erteilen,
wenn es sich um Leistungen handelt, die in
jeder Hinsicht durchschnittlichen Anforde-
rungen entsprechen.
bis 4,0 = ausreichend
Die Note "ausreichend" ist zu erteilen, wenn
die Leistungen trotz vorhandener Mängel
im ganzen den Mindestanforderungen ent-
sprechen.
ab 4,3 = ungenügend
Die Note "ungenügend" ist zu erteilen,
wenn die Leistungen im ganzen den Min-
destanforderungen nicht genügen.
Zur weiteren Differenzierung der Beurtei-
lung sind um 0,3 verminderte oder erhöhte
Noten zu verwenden; die Noten 0,7 und
5,3 entfallen.
Sind Noten aus dem (gewichteten)
arithmetischen Mittel mehrerer Teilnoten
zu bilden, und liegt die gemittelte Note
zwischen zwei Notenstufen nach § 7 Abs.
1 Satz 7, so gilt die bessere Note als
Gesamtnote.
(2) Studien- und Prüfungsleistungen sind
bestanden, wenn sie mit mindestens
"ausreichend" (4,0) bewertet worden
sind.
(3) Abweichungen von dem in Absatz 1 for-
mulierten Grundsatz beschränken sich auf
die nachstehend aufgeführten Fälle:
a) In den begleitenden Lehrveranstaltun-
gen des praktischen Studiensemesters
erfolgt die Semesterbeurteilung undiffe-
renziert, d. h. "mit Erfolg" bzw. "ohne
Erfolg" zu bewerten.
b) Der Fachbereichsrat kann festlegen, daß
die Semesterbeurteilung in bestimmten
Übungsveranstaltungen undifferenziert -
d. h, unter Verwendung der Prädikate
"mit Erfolg" bzw. "ohne Erfolg" - ergeht.
Voraussetzun g ist, daß diese Übungen
in einem fachlichen Zusammenhang mit
anderen Vorlesun gen stehen ; Vorlesun-
gen und Übungen bilden dann im Rah-
m en eines Stu dienfaches eine didakti-
sche Einheit. In solchen Fällen w erden
Übungsleistungen auf d en Zeugnissen
nicht gesondert ausgewiesen; differen-
zier te Sem ester beurteilungen aus Vorle-
sungen erhal ten für die Bildung der Fa-
chendnote ers t dann Gültigkeit, w enn
zugehö rige Übungen erfolgreich abge-
schlossen wurden.
§ 8 Tiiuschung, Ordnungsuerstoß, Ungültig»
keit
(1) Die Dozenten teilen den Stud en ten die
erlaubten Hilfsmittel schriftlich mit. Ver-
sucht eine Kandidatin das Ergebnis ihrer
Prüfungsleistung durch Täuschung oder
Benutzung nicht erlaubter Hilfsmittel zu
beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungs-
leistung bei studienbegleitenden Leistungs-
nachweisen als nicht beurteilbar. § 12 Abs. 4
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die Leistun-
gen der Diplomabschlußprüfung gelten in
diesen Fällen als nicht bestanden.
(2) In Fällen des Absatzes 1 kann ein bereits
ausgestelltes Diplomvorprüfungszeugnis
eingezogen werden, sow eit die betreffende
Prüfungsleistu ng Voraussetzung fü r die Er-
te ilun g des Diplomvorprüfungszeugnisses
w ar. Die Zulassung zu r Diplomprüfung
kann zu rü ckgenomm en werden, w enn die
betreffende Prüfungsleis tun g Vorausset-
zung für die Z ulassun g zu r Diplomprüfung
war. War die Prüfungsleistung Vorausset-
zun g für die Erteilung d es Diplomzeugnis-
ses, so kann der Prüfungsausschuß das Di-
plom zeugnis einziehen . Die Neuerte ilung
des Ze ugnisses ist in diesem Fall von d er
n ochmaligen erfolgreichen Ablegung der
irregulär erbrachten Prüfungsleistung ab-
hängig .
(3) Ergibt sich während oder nach Abschluß
der Diplomprüfung. daß sich der Kandidat
bei der Anfertigung der Diplomarbeit oder
bei der mündlichen Diplomprüfung uner-
laubter Hilfsmittel bedient hat oder sich an-
derweitig einer Täuschung schuldig ge-
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m acht hat, so kann die Prüfung vom zu-
ständigen Prüfungsausschuß ganz oder teil-
w eise für "nicht bestanden" erklärt werden .
Diplomzeugnis und Diplomurkunde sind in
diesem Fall einzuziehen. Dem Betroffenen
ist Gelegenheit zur Anhörung z u geben.
(4) Stört od er gefährdet ein Kandidat den
geordneten Ablau f einer Prüfung oder eines
studienbegleitenden Leistungsnachweises,
so kann er von dem jeweiligen Prüfer oder
Aufsichtf"Lihrenden von der weiteren Teil-
nalune ausgeschlossen w erden. Im übrigen
gelten die Bestimmungen von Absatz 1 Satz
3 und 4 sinngemäß.
§ 9 Yersiiumnis lind Riicktritt
(1) 1st ein Kandidat durch von ihm nicht zu
vertretende Umstände zw ingend gehindert,
an einer Prüfung teilzunehmen, so hat er
dies dem Vorsitzenden des zuständigen
Prüfungsausschusses unverzüglich schrift-
lich anzuzeigen und dabei die Hinderungs-
gründe nachzuweisen. Im Krankheitsfalle
ist ein ärztliches Attest, im Wiederholungs-
falle ein amtsärztliches Attest einzu reichen .
Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
entscheid et über die Anerkennung d er gel-
tend gemachten Grün de.
(2) Bei anerkannter Verhinderung gemäß
Absatz 1 gilt die Prüfung als nicht abgelegt.
Bereits bestandene Prüfungste ile werden
angerechnet.
(3) Vers äumt eine Kandidatin eine Prüfung
und werden zwingende Grün de hierfür
nicht anerkannt, so hat dies es Versäumnis
bei stu dienbegleiten den Leistungsnachwei-
sen die Rechtsfolgen einer nicht beurteilba-
ren Prüfung, bei Absc hlußprüfungen die
Rechtsfolgen einer nicht bestandenen Prü-
fung .
(4) Tritt ein Kandidat im Verlau f einer Prü-
fung v on der weiteren Prü fung zu rück und
w erden zw ingende Grün de hierfür nicht an-
erkannt, so hat dies die Rechtsfolgen einer
nicht bestandenen Prüfung. In begründeten
Fällen kann der zuständ ige Prüfungsaus-
schuß auf Antrag des Kandidaten bereits
bestandene Prüfungsteile bei der Wiederho-
lung der Prüfung anerkennen,
(5) Für semesterbegleitende Leistungsnach-
weise als Grundlage der Semeste rbeurtei-
lung gelten die Absätze 1 bis 4 sinngem äß.
Bei semesterbegleitenden Leistungsnach-
weisen kann Versäumnis oder Rücktritt ge-
mäß Absatz 3 und 4 die Nichtbeurteilbarkeit
des Kandidaten für das jeweilige Semester
in der betreffenden Lehrveranstaltung zur
Folge haben; § 12 Abs. 4 Satz 2 und 3 gilt
entsprechend.
(6) Entscheidungen gemäß Absätzen 1 bis 5
sind dem Studenten vom Prüfungsausschuß
schriftlich mitzuteilen, zu begründen und
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen.
§ 10 Prüfungsausschuß
(1) Für den Studiengang wird vom Fachbe-
reichsrat ein Prüfungsausschuß gewählt
und vom Dekan bestellt; ihm gehören an:
a) ein Professor als Vorsitzender,
b) zwei weitere Professoren des Fachbe-
reichs, von denen einer der Stellvertre-
tende Vorsitzende ist;
c) ein Student, der die Diplomvorprüfung
des Studienganges bestanden hat,
d) ein Vertreter der wissenschaftlichen
Mitarbeiter, der mindestens die entspre-
chende Diplomprüfung oder eine ver-
gleichbare Prüfung abgelegt hat.
Die Wahl des Vorsitzenden und des Stell-
vertreters erfolgt durch den Fachbereichsrat.
Für die Mitglieder gemäß Buchstaben b bis
d sind Stellvertreter zu bestellen.
(2) Die Mitglieder gemäß Absatz 1 Satz 1
Buchstabe a und b sowie deren Stellvertreter
werden für die Dauer von sechs Semestern,
die Mitglieder gemäß Absatz 1 Satz 1 Buch-
stabe c und d und ihre Stellvertreter für die
Dauer von zwei Semestern bestellt.
(3) Der Prüfungsausschuß achtet auf die
Einhaltung der Bestimmungen der Prü-
fungsordnung. Er berichtet dem Fachbe-
reichsrat regelmäßig über die Entwicklung
der Prüfungen und Studienzeiten und gibt
Anregungen zur Reform der Studien- und
Prüfungsordnungen.
Der Prüfungsausschuß ist in Zusammenar-
beit mit der Studienverwaltung insbeson-
dere zuständig für
a) den organisatorischen Ablauf von Prü-
fungsverfahren im Rahmen der Diplom-
vorprüfung und der Diplomprüfung,
b) Aufgaben im Rahmen der Einstufungs-
prüfung gemäß § 26,
c) Entscheidungen gemäß §§ 8 und 9.
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(4) Der Prüfungsausschuß entscheidet mit
einfacher Mehrheit; Stimmenthaltung ist
unzulässig. Der Prüfungsausschuß ist be-
schlußfähig, wenn die Mehrheit der Mit-
glieder gemäß Absatz 1 Satz 1 Buchstaben a
und b anwesend oder vertreten sind. Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Vorsitzenden den Ausschlag.
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses
und ihre Stellvertreter haben das Recht, an
den Prüfungen im Studiengang beobach-
tend teilzunehmen.
(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses
und ihre Stellvertreter, die Prüfer und die
Beisitzer bei Prüfungen unterliegen der
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im
Öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch
den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu
verpflichten.
(7) Der Prüfungsausschuß kann die Befug-
nis zur Bestellung von Prüfern und Beisit-
zern sowie eilbedürftige Entscheidungen




§ 11 Semesterbegleitende Leistungsnach-
weise
(1) Als semesterbegleitende Leistungsnach-
weise kommen insbesondere in Betracht
1. Klausuren und Tests (schriftliche Prü-
fungsaufgaben, die innerhalb einer fest-
gelegten Zeit unter Aufsicht mindestens
einer Lehrkraft zu lösen sind),
2. protokollierte mündliche Prüfungen (im
Umfang von ca. 20 bis 30 Minuten pro
Kandidat),
3. Programmierübungen,
4. Studienarbeiten (umfangreichere Arbei-
ten mit einer Bearbeitungszeit von höch-
stens einem Semester),
5. Projektarbeiten (umfangreiche Arbeiten
mit in der Regel fächerübergreifender
AufgabensteIlung und Bearbeitungszei-
ten von einem Semester oder länger).
6. Referate (Vorträge zu einem abgegrenz-
ten Thema mit anschließender Ausspra-
che),
7. schriftliche Ausarbeitungen (in Haus-
arbeit zu einem vorgegebenen Termin
gefertigte Ausarbeitungen mit abge-
grenzter ThemensteIlung).
Für semesterbegleitende Leistungsnachwei-
se als Grundlage der Semesterbeurteilung
gilt grundsätzlich, daß sie der
Semesterbeurteilung aufgrund einer
einmaligen Klausur am Ende der Vorle-
sun gszeit als gleichwertig anzusehen sind.
(2) Für die Bewertung der einzelnen seme-
ste rbegleiten den Leistungen gelten die
Gru n dsätze des § 7. Die Bewertungskrite-
rien sind auf Wunsch den an der Lehrveran-
staltung teilnehmenden Studenten offenzu-
legen.
(3) Zu Beginn der Vorlesungszeit hat die
Lehrkraft die Modalitäten der semesterbe-
gleiten den Leistungsnachweise als auch der
Semesterbeurteilung für das laufende Seme-
ster den an der Lehrveranstaltung teilneh-
m enden Studenten mitzuteilen. Dazu gehö-
ren insbesondere Art, Umfang und Termine
der geforderten Leistungsnachweise, gege-
benenfalls Anforderungen hinsichtlich der
studentischen Mitarbeit im Rahmen der
Lehrveranstaltungen sowie die Kriterien für
die Festlegung der Semesterbeurteilung.
(4) Für einzelne semesterbegleitende Lei-
stungsnachweise besteht für den Studenten
kein Anspruch auf Wiederholung innerhalb
des laufenden Sem esters .
(5) Belegt ein Student eine Lehrveranstal-
tung, so bekundet er damit gleichzeitig den
Willen zur Teilnahme an den zugeh örigen
semesterbegleitenden Leistungsnachweisen.
Die Studentin kann unter Einhaltung einer
Ausschlußfris t v on d er Belegung zurücktre-
ten, ohne daß dies für sie besondere Rechts-
folgen hat. Erklärun gen gemäß Satz 2 müs-
sen schriftlich spätestens sechs Wochen vor
Ende der Vorlesungszeit bei der Stud ien-
verwaltung vorliegen.
§ 12 Semesterbeurteilung
(1) Für die Semesterbeurteilung sind Noten
nach § 7 zu verwenden. Für jede Lehrver-
anstaltung wird innerhalb der Vorlesungs-
zeit des jeweiligen Semesters mindestens
ein sem esterbegleiten d er Leistungsnachweis
verlangt, der nach Anforderung und Ver-
fahren ein er Prüfungsleistung gleichwertig
ist, wenn dieser die Grundlage der Seme-
sterbeurteilung ist. Ist für die Semesterbeur-
teilung eine Klausur am Ende der Vorle-
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sungszeit vorgesehen, so ist eine Einschrei-
bung bei der Studienverwaltung spätestens
14 Tage vor Ende der Vorlesungszeit not-
wendig. Ist eine Klausur die alleinige
Grun dlage für die Semesterbeurteilung, so
ist für eine Lehrveranstaltung im Umfang
von 2 Semesterwochenstunden eine Klausur
v on 120 Minuten, bei mehr als zwei Sem e-
sterwochenstunden eine Klausur von höch-
stens 180 Minuten vorzusehen. Die Zahl der
sem esterbegleiten den Leistungsnachweise
darf drei nicht überschreiten.
(2) Die Semesterbeurteilungen sind den
Studenten spätestens am letzten Tag des
Semesters bekanntzugeben. Die Informa-
tion der Studenten über Nac hp rü fungsmög-
lichkeiten gemäß § 13 hat sp ätestens am En-
de der Vorlesungszeit zu erfolgen.
(3) Konnte ein Student auf Grund zw in gen-
der Verhinderung die gemäß §11 Abs. 3 von
der verantwortlichen Lehrkraft festgelegten
Modalitäten für die studienbegleitenden
Leistungsnachweise nicht erfüllen, so steht
für das Nachholen des Versäumnisses der
Nachprüfungszeitraum des unmittelbar an-
schließenden Semesters zu r Verfügung ,
sofern es sich nicht um ein Studienfach
handelt, für das gemäß § 13 Abs, 1 Satz 2
Nachprüfungen ausgeschlossen sind. In
diesen Fällen ist eine Nachprüfung nicht
mehr möglich. § 9 Abs. 1 und 2 gilt entspre-
ch en d.
(4) Hat ein Student die gemäß § 11 Abs. 3
von der verantwortlichen Leh rkraft festge-
legten Modalitäten nicht erfüllt und w erden
zwingen de Gründe nicht an erkannt, so gilt
er für das betreffende Semester als "nicht
beurteilbar". Eine Leistungsbescheinigung
für das betreffende Studienfach wird nicht
ausges tellt; eine N achp rüfung ist ausge-
schlossen . Im übrigen hat die N ich tbeurteil-
barkeit die gleichen Rechtsfolgen wie eine
"ungenügend" bzw. "ohne Erfolg" lautende
Sem esterbeu rte ilun g .
(5) Wird auch unter Berücksichtigung einer
eventuellen Nachprüfung nicht mindestens
die Sem esterbeu rteilun g "ausreichen d " bzw.
"mit Erfolg" erreicht, so muß di e en tspre-
chende Lehrveranstaltung des Studienfa-
ches wiederholt werden; der Student muß
entsprechend neu belegen. Dies gilt nur für
Pflichtfächer und solche Wahlpflichtfächer,
die vom Studenten für das Zeugnis ausge-
wählt werden.
§ 13 N achpriifung
(1) Hat eine Studentin in einer Lehrveran-
staltung die Semesterbeurteilung
"ungenügend" - bzw. in den Fällen des § 7
Abs. 3 die Beurteilung "ohne Erfolg" - er-
halten, so hat sie Anspruch auf eine Nach-
prüfung zu Beginn der Vorlesungszeit des
unmittelbar anschließenden Semesters. Der
Fachbereichsrat kann in begründeten Aus-
nahmefällen bestimmte Studienfächer oder
Teile solcher Fächer kennzeichnen, zu
denen aus fachlichen Gründen
Nachprüfungen ausgeschlossen sind.
(2) Gilt ein Student gemäß § 8 Abs. 1 und 2,
§ 9 Abs. 5 oder § 12 AbsA als nicht beurteil-
bar, so ist eine Nachprüfung ausgeschlos-
sen. Eine Nachprüfung mit dem Ziel, eine
mindestens "ausreichend" lautende Seme-
sterbeurteilung zu verbessern, ist unzuläs-
sig.
(3) Die für die Lehrveranstaltung zustän-
dige Lehrkraft gibt Zeit und Ort der Nach-
prüfung durch Aushang - spätestens drei
Tage vor dem Prüfungstermin - fachbe-
reichsöffentlich bekannt.
(4) Nachprüfungen sollen zehn Vorlesungs-
tage nach Beginn der Vorlesungszeit des
neuen Semesters abgeschlossen sein. Nach-
prüfungstermine werden nur einmal im
Semester angeboten. Versäumt ein Student
den Termin, so erlischt grundsätzlich sein
Anspruch auf Nachprüfung. In zwingen-
den Fällen (z. B. bei Überschneidung meh-
rerer Nachp rü fun gstermine) sind indivi-
duelle Terminabsprachen erforderlich; Satz
1 bleibt unberührt; § 9 Abs. 1 und 2 gilt ent-
sprechend.
(5) Eine Nachprüfung ist als Klausur oder
protokollierte mündliche Prüfung durchzu-
führen. Sie muß inhaltlich den Anforderun-
gen in der betreffenden Lehrveranstaltung
entsprechen. Die Dauer einer mündlichen
Nachprüfung soll ca . 20 bis 30 Minuten pro
Kandidat betragen.
(6) Die neue Semesterbeurteilung ergibt sich
aus dem arithmetischen Mittel zwischen
ursprünglicher Semesterbeurteilung und
dem Ergebnis der Nachprüfung unter
Berücksichtigung des § 7 Abs. 1 Satz 8.
In den Fällen des § 7 Abs. 3
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(undifferenzierte Semesterbeurteilung)
ersetzt das Ergebnis der Nachprüfung die
ursprüngliche Semesterbeurteilung.
§ 14 Fachendnote
(1) Ein Studienfach ist erfolgreich abge-
schlossen, wenn sämtliche für das Fach vor-
geschriebenen Semesterbeurteilungen min-
destens "ausreichend" bzw. "mit Erfolg" lau-
ten; § 7 Abs. 3 Buchstabe b Satz 3 ist zu be-
achten.
(2) Die Fachendnote ergibt sich aus dem
arithmetischen Mittel der mit dem zeitlichen
Anteil an den Gesamtsemesterwochenstun-
den gewichteten (mindestens "ausreichend"
lautenden) differenzierten Semesterbeurtei-
lungen des Studienfaches unter
Berücksichtigung des § 7 Abs. 1 Satz 8.
Bei Studienfächern, die gemäß Studien-
ordnung nur ein Semester umfassen, ist die
Fachendnote gleich der Semesterbeurtei-
lung,
IV. DIPLOMVORPRüFuNG
§ 15 Allgemeine Regelungen
(1) Das Bestehen der Diplomvorprüfung
wird im Diplomvorprüfungsverfahren fest-
gestellt. Das Verfahren wird in jedem Se-
mester zweimal durchgeführt: einmal zu
Semesterende nach Vorliegen der Semester-
beurteilungen, ein zweites Mal zu Beginn
des folgenden Semesters nach Abschluß der
Nachprüfungen.
(2) Die Diplomvorprüfung ist bestanden,
wenn der Kandidat das Grundstudium er-
folgreich abgeschlossen hat. Dies bedeutet
im einzelnen, daß sämtliche im Grundstu-
dium endenden Studienfächer erfolgreich
abgeschlossen sind und alle Fachendnoten
vorliegen.
§ 16 Diplomuorprüfungsuesfahreu
(1) Die Studentin beantragt termingerecht
bei der Studienverwaltung die Ausfertigung
des Diplomvorprüfungszeugnisses. Dem
schriftlichen Antrag sind beizufügen:
1. die Nachweise über das Vorliegen der in
§ 15 Abs. 2 genannten Voraussetzungen,
soweit sie zum Zeitpunkt der Beantra-
gung schon vorliegen und nicht bereits
Teil der Studienakte sind,
2. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat
bereits eine Diplomvorprüfung im glei-
chen Studiengang an einer anderen
Hochschule im Geltungsbereich des
Grundgesetzes nicht bestanden hat oder
ob er sich andernorts in einem schwe-
benden Prüfungsverfahren gleicher Art
befindet.
(2) Die Durchführung des Diplomvorprü-
fungsverfahrens darf nur abgelehnt werden,
wenn der Kandidat die Vorprüfung im glei-
chen Studiengang an einer Hochschule im
Geltungsbereich des Grundgesetzes end-
gültig nicht bestanden hat. Im Falle der Ab-
lehnung erteilt die Studienverwaltung auf
Grund der Entscheidung des zuständigen
Prüfungsausschusses einen schriftlichen Be-
scheid, der mit einer Rechtsmittelbelehrung
zu versehen ist.
(3) Die Fachhochschule stellt auf Grund
der Entscheidungen des Prüfungsausschus-
ses das Diplomvorprüfungszeugnis aus.
(4) Alle Unterlagen des Diplomvorprü-
fungsverfahrens werden Bestandteil der
Studienakte.
§ 17 Diplomuorprüfungszeugnis
(1) Das Diplomvorprüfungszeugnis weist
für die im Grundstudium endenden Studi-
enfächer die Fachendnoten gemäß § 14 Abs.
2 aus; Wahlpflichtfächer sind als solche zu
kennzeichnen. Wahlfächer können auf An-
trag des Kandidaten ausgewiesen werden,
soweit eine differenzierte Semesterbeurtei-
lung vorliegt.
(2) Prüfungsfächer für das Diplomvorprü-
fungszeugnis sind die im Grundstudium
endenden Studienfächer:
- Grun dlagen der Betriebswirtschaftslehre








Der Umfang der Semesterwochenstunden
und die Abfolge wird in der Studi-
enordnung geregelt.
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Weist ein Student mehr als eine Semester-
beurteilung im Ergänzungsfach nach, so
kann er das Fach bestimmen, das im Di-
plomvorprüfungszeugnis ausgewiesen wer-
den soll. Die übrigen differenzierten Seme-
sterbeurteilungen für ein Ergänzungsfach
können als Wahlfach ausgewiesen werden.
(3) Das Diplomvorprüfungszeugnis wird
vom Vorsitzenden des Prüfungsausschus-
ses oder dessen Stellvertreter und vom De-
kan unterschrieben. Es trägt das Datum des
Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung
erbracht worden ist und wird mit dem Sie-
gel der FHL versehen.
(4) Ein Muster des Diplomvorprüfungs-
zeugnisses ist als Anlage 1 Bestandteil die-
ser Ordnung.
(5) Kann ein Kandidat das Grundstudium
an der FHL nicht erfolgreich abschließen,
wird ihm auf seinen Antrag und gegen Vor-
lage der entsprechenden N achw eise sowie
der Exmatrikulationsbescheinigung eine Be-
scheinigung ausgestellt, die die erbrachten
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie
die zum erfolgreichen Abschluß des Grund-
studiums noch fehlenden Prüfungsleistun-
gen enthält und erkennen läßt, daß die Di-
plomvorprüfung nicht bestanden ist. Die
Bescheinigung ist vom Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses oder dessen Stellver-
treter zu unterschreiben und wird von der
Studienverwaltung ausgegeben.
V. DIPLOMPRÜFUNG
§ 18 Allgemeine Regelungen
(1) Durch die Diplomprüfung soll insgesamt
festgestellt werden, ob der Kandidat im
Verlauf seines Studiums gründliche Fach-
kenntnisse erworben hat und die Fähigkeit
besitzt, wissenschaftliche Methoden und
Erkenntnisse im Beruf selbständig anzu-
wenden.
(2) Die Zulassung zur Abschlußprüfung
(Diplomarbeit und mündliche Diplomprü-
fung) erfolgt grundsätzlich erst nach erfolg-
reichem Abschluß des Hauptstudiums. Die
Abschlußprüfung soll inhaltlich und organi-
satorisch so gestaltet werden, daß sie in der
Regel innerhalb des auf die Zulassung fol-
genden Semesters abgeschlossen werden
kann.
(3) Die Abschlußprüfung wird au f Antrag
des Stu den ten vom Fachbereich mit Unter-
stützung der Studienverwal tu n g durchge-
führt. Die Durchführung obliegt dem Prü-
fungsausschuß und besonderen Prüfungs-
kommis sionen.
(4) Mit der Erte ilun g des Zu lassungsbe-
scheides erwirbt der Student einen Prü-
fungsansp ruch im entsprechenden Studien-
gang. Dieser Ansp ruch erlischt fünf Jahre
nach der Erteilung des Zu lassungsbeschei-
des.
§ 19 Priifungskommission
(1) Für jeden Kandidaten ist vom Prüfungs-
ausschuß eine Prüfungskom mission einzu-
setzen und der Vorsitzende zu bestimmen.
Fertigen m ehrere Kandidaten eine gemein-
same Diplomarbeit an, so soll eine gemein-
same Prüfungskommission gebildet
werden.
(2) Der Prüfun gskom m ission gehären min-
destens zwei Mitglieder an:
a) ein Professor der FHL, der in der Regel
der Vorsitzende ist,
b) der oder die Lehrkräfte, die die Diplom-
arbei t betreut haben und
c) gegebenenfalls eine weitere Lehrkraft,
die im Hinblick auf die Diplomarbeit
fachkom petent ist, an ihrer Betreuung
jedoch nicht m itgewirkt hat sow ie gege-
benenfalls ein zusätzlicher Gutach te r
gemäß § 21 Abs . 10 Satz 3.
(3) Kann ein Mitg lied der Prüfungskom-
mission seine Aufgaben aus zwingen den
Grün den nicht w ahrnehmen, so bestimmt
die Vorsitzende des zuständigen Prüfungs-
ausschusses unverzüglich einen Vertreter.
(4) Die Prüfungskommission is t für die
Durchführung der Abschlußp rü fung zu-
ständig. Sie legt die Bewertung d er Diplom-
arbeit, das Ergebnis der mündlichen Di-
plomprüfung und das Gesamtprädikat d er
Diplom p rüfung fest.
(5) Die Prüfungskommission en tscheidet
m it einfacher Mehrheit; Stimmenthaltung is t
unzulässig . Die Prüfungskommission is t
beschlußfähig, wenn alle Mitglieder anwe-
send oder vertreten sind. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimm e des Vorsitzenden
den Ausschlag.
(6) Die Mitglieder der Prüfungskommission
unterliegen d er Amtsverschwiegenheit. So-
10
fern sie nicht im Öffentlichen Dienst stehen,
sind sie durch den Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses zur Verschw iegenheit zu
verpflichten.
§ 20 Zulassung zur Abschlußprilfung
(I) Zur Abschlußprüfung ist auf Antrag zu-
zulassen, wer na chw eist
a} die Immatrikulation fü r den Stu dien-
gang Betriebswirtschaftslehre an der
FHL,
b} den erfolgreichen Abschluß des Grun d-
studium s {Diplomvorprüfu ng),
c} den erfolgreichen Abschluß der Stu dien-
fächer des Hauptstudiums (Studienbe-
gleiten der Teil der Diplomprüfung),
d} den erfolgreichen Abschluß des prakti-
schen Studiensemesters,
sofern nicht eine Z ulassung nach Abs. 4
zwingend ausgeschlossen ist.
(2) Eine Zulassung nach Abs. 1 kann bei
Vorliegen der Vorausetzungen nach Buchst.
a), b), d} auch erfolgen, w enn
a} bis zu 3 Semesterbeurteilungen des
Hauptstudiums, die auf m a ximal 8 Se-
mesterwochenstunden basieren, noch
nicht erfolgreich abgeschlossen sind und
b} der erfolgreiche Abschluß sämtlicher
Stu dienfächer im darauffolgenden Se-
m ester möglich und zu erwarten ist.
(3) Dem Zulassungsantrag sind beizufügen
a} eine gültige Immatrikulationsbescheini-
gung,
b} Abschriften oder Ablichtungen der für
den Nachweis nach Abs. 1 Buchst. b
bis d geforderten Zeugnisse; soweit
diese Nachweise nicht an der FHL
erbracht worden sind, ist die
Einreichung in öffentlich beglaUbigter
Form erforderlich.
c} eine Erklärung darüber, ob der Kandidat
eine Zw ischen- oder Diplomprüfung als
Stu dieren der oder Externer im gleichen
Stu diengang an einer Hochschu le im
Geltun gsbereich des Hochschulralunen-
gesetzes endgültig nicht bestanden hat
oder er sich gegenwärtig dort in einem
schwebenden Prüfungsverfahren befin-
det,
d} ggf. ein begründeter Antrag nach Abs.2 .
(4) Nicht zuzulassen ist, w er die in Abs. 1
oder 2 genannten Zu lassungsvora usse tzun-
gen nicht durch die im Ab s. 3 genannten
Unterlagen nachweist. Die Zulassung ist
ferner zu versagen, wenn der Kandidat als
Stu dierender oder Externer im gleichen
Studiengang an einer Hochschule im Gel-
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes
eine Zw ischen- oder Diplomprüfung end-
gü ltig nicht bestanden hat oder er sich ge-
genwärtig dort in einem schwebenden Prü-
fungsverfahren befindet.
(5) Der Kandidat ist gehalten, sich rechtzei-
tig vor d em Antrag auf Zulassung zu r Ab-
schlußp rüfu ng um ein Thema für die Di-
plomarbeit und um eine betreuende Leh r-
kraft (ggf. um betreuende Lehrkräfte) zu
bemühen. Themenvorschläge für die Di-
plomarbeit und die Benennung der betreu-
enden Lehrkraft bzw. der betreuenden Lehr-
kräfte sind m it Stellung des Zu lassungsan-
trages einzureichen.
(6) Der Prüfun gs aussch uß führt d as Zulas-
sungsverfahren in jedem Semester zweimal
durch: einmal zu Semesterende nach Vor-
liegen der Semesterbeurteilungen, ein zwei-
tes Mal zu Sem esterbeginn nach Absch luß
der Nachprüfungen. In Fällen des Abs. 2
entscheidet der Prüfungsausschuß nach
pflichtgemäßem Ermessen. Der Prüfungs-
aussch uß überprüft den Abschluß des
Hauptstudiums. bestätigt die Fachendnoten
der im Hauptstudium endenden Stu dienfä-
cher für das Dip lomzeugnis und legt den
Mi ttelwert di eser Endnoten gem. §23 Abs.3
zur Ermittlung des Gesamtp räd ikates fes t.
(7) Über die Zulassun g bzw. Nichtzu las-
sung w ird ein Bescheid erteilt, d er im Falle
der Nichtzu lassung m it Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen ist.
(8) Der Prüfungsaussschuß beschließt unter
angemessener Berücksich tigung der Vor-
schläge des Kandidaten über die Zusam-
m ensetzung der Prüfungskommission und
legt das Thema der Diplomarbeit im Be-
nehmen mit der betreuenden Lehrkraft bzw.
den betreuenden Lehrkräften fest. Die Aus-
gabe des Themas erfolgt über den Vorsit-
zenden d es Prüfungsausschusses. Der Tag
der Ausgabe ist aktenkundig zu machen.
Gleichzeitig teilt der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses dem Kandidaten die Zu-
sammensetzung der Prüfungskommission
mit und legt den Abgabetermin für die Di-
plomarbeit fest; über diesbezügliche Ände-
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rungen ist der Kandidat unverzüglich zu
unterrichten.
§ 21 Diplomarbeit
(1) Mit der Diplomarbeit soll der Kandidat
nachweisen, daß er befähigt ist, innerhalb
einer vorgegebenen Frist eine berufsbezo-
gene, anwendungsorientierte Problemstel-
lung selbständig nach w issenschaftlichen
Methoden zu bearbeiten.
(2) Die Diplomarbeit kann auch als Grup-
penarbeit für maximal drei Kandidaten ver-
geben w erden. In dies em Fall müssen die
Beiträge der einzelnen Kandidaten abgrenz-
bar und individuell bewertbar sein.
(3) Die Diplomarbeit wird von einer Lehr-
kraft betreut, die in der Regel ein Professor
der FHL ist. In fachlich begründeten Fällen
kann eine Diplomarbeit auc h von zwei
Lehrkräften betreut w erden.
(4) Das Thema der Diplomarbeit ist so zu
wählen, daß der Abschluß innerhalb eines
Zeitraums von drei Monaten möglich ist.
Das Thema kann nur einmal und nur inner-
halb der ersten vier Wochen d er Bearbei-
tungszeit zurückgegeben w erden. Im Ein-
zelfall kann auf begründeten Antrag des
Kandidaten oder der betreuenden Lehrkraft
bzw. den Lehrkräften die Bearbeitungszeit
um m aximal drei w eitere Monate verlängert
werden; die Entscheidung trifft der zustän-
dige Prüfungsausschuß im Benehmen mit
d er betreuenden Lehrkraft bzw. mit den
betreuenden Lehrkräften.
(5) Die Diplomarbeit ist fristgemäß beim
Vorsitzen den des Prüfungsaussch usses in
zweifacher Ausfertigung abzu liefern; der
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu ma-
chen . Wird die Diplomarbeit nicht fristge-
mäß abgeliefert und w erden zw ingende
Grün de für das Versäum nis nicht aner-
kannt, gilt sie als mit "ungen ügend" beu r-
teilt; §9 Abs, 1 und 2 gilt en ts p rechend .
(6) Bei der Abgabe der Diplomarbeit hat der
Kan didat schriftlich zu versic hern, daß er
seine Arbeit - bei einer Grup penarbeit den
en tsp rechend gekennzeichneten Teil der
Arbeit - selbständig verfaßt und keine ande-
ren als die angegebenen Quellen und
Hilfsmittel ben utz t hat.
(7) Während der Anfertigung der Diplom-
arbeit haben die Studen ten Anspruch auf
Anleitung un d Beratung durch die betreu-
ende(n) Lehrkraft bzw. Lehrkräfte. Die be-
treuende Lehrkraft soll sich in regelmäßigen
Abständen vom Fortgang der Arbeit über-
zeugen.
(8) Die teilweise oder vollständige Anferti-
gung einer Diplomarbeit in geeigneten Ein-
richtungen außerhalb der FHL ist z ulässig,
sofern der Vorsitzende des zuständ igen
Prüfungsaussch usses und die betreuende
Lehrkraft (die betreuenden Lehrkräfte) z u-
stim men .
(9) Abgabe und Beurteilung der Diplomar-
beit sind im Regelfall terminlieh so abzu-
stim m en, daß die mündliche Diplomprü-
fung innerhalb der Vorlesungszeit des auf
den Abschluß des Hauptstudiums folgen-
den Semesters durchgeführt werden kann;
Abs.4, Satz 2 und 3 bleibt unberührt.
(10) Fü r die Beurteilung der Diplomarbeit
sin d differenzierte Noten gemäß § 7 Ab s. 1
zu verwenden. Die Beurteilung erfolg t
durch die betreuende Lehrkraft bzw. bei
zwei betreuenden Lehrkräften durch ein
gem einsames Gutachten und einem zweiten
Gutachte r aus der Prüfungskommission,
wobei ein Gutachter Professor der FHL sein
muß. Weichen die Beurteilungen um nicht
mehr als 1,0 voneinander ab, so legt die Prü-
fungskommission die Beurteilung d er Di-
plomarbeit, abweichend vom Verfahren
nach § 19, Abs.5, Satz 1 und 3, durch ein-
stim migen Beschluß fest Kann die Prü-
fungskommission sich nicht auf eine ge-
meinsame N ote einigen oder weichen die
Beurteilungen um mehr als 1,0 voneinander
ab, so beauftragt der Prüfungsausschuß eine
w eitere fachkompetente Lehrkraft mit ei-
nem dritten Gu tach ten . Die endgültige Be-
urteilung der Diplomarbeit wird in diesem
Falle durch Bildung des arithmetischen Mit-
tels der drei N oten festgelegt. Gutachten
über die Diplomarbeit werden Bestandteil
der Studienakte. In den Fällen des § 20 Abs.
1 Satz 3 darf die Beurteilung der Diplomar-
beit dem Kandidaten erst mitgeteilt werden,
wenn sämtliche Studienfächer des Haupt-
stu diums erfolgreich abgeschlossen sind.
(11) Lautet die endgültige Beurteilung der
Diplomarbeit nicht mindestens "ausrei-
chend", ist die Diplomprüfung insgesamt
nicht bestanden. Die Diplomarbeit muß mit
neu em Thema unverzüglich wiederholt
w erden. Führt auch die Wiederholung der
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Diplomarbeit nicht mindestens zu r endgül-
tigen Beurteilung "ausreichend", so ist eine
weitere Wiederholung ausgeschlossen; der
Kandidat hat die Diplomprüfung im betref-
fenden Studiengang an der FHL endgültig
nicht bestanden. Bei Wiederholung der Di-
plomarbeit ist eine Rückgabe des Themas
nur dann zulässig, w enn der Kandidat bei
seiner ersten Diplomarbeit von dieser Mög-
lichkeit keinen Gebrauch gemacht hat. Im
übrigen gelten die Bestimmungen der vor-
anstehenden Absätze sowie die Regelungen
der §§ 19 und 20 en tsp rechend.
§ 22 Miindliche Diplompriifung
(1) Die mündliche Diplomprüfung wird un-
verzüglich nach Vorliegen der mindestens
"ausreichend" lautenden Beurteilung der
Diplomarbeit durchgeführt. In Fällen des §
20 Abs. 1 Satz 3 wird die mündliche Di-
plomprüfung erst durchgeführt, wenn
sämtliche Studienfächer d es Hauptstudiums
erfolgreich abgeschlossen sind. Termine für
mündliche Diplomprüfungen legt der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses im Be-
nehmen mit den Prüfungskommissionen
fest.
(2) Die mündliche Diplomprüfung findet in
Form einer hochschulöffentlichen Disputa-
tion unter Beachtung d er in § 6 Abs. 4 und 5
formulierten Grundsätze statt. Wurde die
Diplomarbeit als Grup penarbeit durchge-
führt, so soll auch die mündliche Diplom-
prüfung als gemeinsame Prüfung organi-
siert werden.
(3) Die mündliche Diplomprüfung soll sich
schwerpunktmäßig an den Fachgebieten der
Diplomarbeit orientieren. Durch sie soll
festgestellt werden, ob der Kandidat gesi-
chertes Wissen auf dem Gebiet der Diplom-
arbeit besitzt und fähig ist, die Ergebnisse
der Diplomarbeit selbständig zu begründen.
Dem Kandidaten soll einleitend Ge legenheit
gegeben werden, in einem ze hn- bis fünf-
zehruninü tigen Vortrag über die Ergebnisse
der Diplomarbeit z usammenfassend z u re-
ferieren.
(4) Die mündliche Diplomprüfung wird von
der Prüfungskommission unter Leitung ih-
res Vorsitzenden durchgeführt. Sämtliche
Mitglieder der Kommission sind prüfungs-
berechtigt und müssen anwesend oder ver-
treten sein. Der Verlauf der Prüfung ist zu
protokollieren.
(5) Die Dauer der mündlichen Diplom prü-
fung so11 30 Minuten nicht unter- , 60 Minu-
ten nicht übersclueiten; bei Gruppenprü-
fun gen ist § 6 Abs. 4 Satz 3 zu beachten.
Der einleitende Vortrag gemäß Absatz 3
Satz 3 wird auf die Prüfungsdauer n icht
angerechnet,
(6) Das Ergebnis der mündlichen Diplom-
prüfu ng wird von der Prüfungskommission
unter Ausschluß der Öffentlichkeit festge-
legt. Die Beurteilung der Prüfungsleistung
erfolgt differenziert gemäß § 7 Abs.1.
(8) Lautet die Beurteilung der mündlichen
Diplomprüfung nicht mindestens "ausrei-
chend", so ist die Diplomprüfung nicht be-
standen . Die mündliche Diplomprüfung
kann frühestens nach drei Monaten wieder-
holt werden. Wird auch bei der Wiederho-
lung nicht mindestens die Beurteilung
"ausreichend" erreicht, so besteht die Mög-
lichkeit der zweiten Wiederholung, wieder-
um frühestens drei Monate nach dem letz-
ten Prüfungstermin. Wiederholungstermine
sind unter Beachtung der voranstehenden
Fris ten unverzüglich anzusetzen. Wird
auch bei der zweiten Wiederholung keine
mindestens "ausreichen d" lautende Beur-
teilung erreicht, ist die Diplomprüfung im
betreffenden Stu diengang an der FHL ins-
gesamt endgültig nicht bestanden.
§ 23 Diplomzeugnis
(1) Das Diplomzeugnis w eist fü r sämtliche
Prü fungsfächer des Haup tstud iums die Fa-
chend noten gemäß § 14 Abs. 2 aus; Wahl-
pflichtfächer sind als solche zu kennzeich-
nen. Wahlfächer können im Diplom zeugnis
auf Antrag der Kandidatin ausgewiesen
werden, sofern eine differenzierte Semester-
beurteilung vorlieg t. Im Diplom zeugnis
werden ferner Th ema und Beurteilung der
Diplomarbeit sowie die Beurteilung der
mündlichen Diplomprüfung ausgewiesen.
(2) Prüfungsfächer des Hauptstudiums
sind:





- Öffen tliche Finanzwirtschaft;
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es wird der Mittelwert dieser Fachendnoten
gemäß § 14 Abs.2 gebildet;
2. eine SpeziaIisieru ng aus dem SpeziaIisie-
rungsstudium;
Sie besteht in der Regel aus fünf aufeinan-
der bezogenen Lehrv eranstaltungen mit ei-
nem Gesarntum fang von 20 Semesterwo-








die stu dienbegleitenden Leistungsnachwei-
se der gewählten SpeziaIisieru ng führen zu
einer Fachendnote gem äß § 14, Abs, 2 ;
3. zwei Anwendungen aus dem Anwen-
dungsstudium;
Sie bestehen in der Regel aus zwei aufein-
ander bezogenen Lehrveranstaltungen mit
einem Gesamtumfang von 8 Semesterwo-





- Energie und Um welt
- Gesundheitswesen
- Finanzdienstleistungen;
die s tu dienbegleitenden Leis tu ngsnachwei-
se der beiden gewählten Anwen dungen
füluen zu jeweils einer Fachendnote, die aus
der gem einsamen Semesterbe urteilung der
jeweilig gewählten Lehrveranstaltungen be-
steht. Die gemeinsame Semesterbeurteilung
der Lehrveranstaltungen in einer Anwen-
dung erfolgt in der Regel durch eine Klau-
sur von mindestens 240 Minu ten .
Das Fächerangebo t der SpeziaIisierungen
und der Anwendungen kann durch Be-
schluß des Fachb ereichsrates verän de rt
werd en und veränderten Bed ingungen an-
gepaßt werden.
4. Außerdem muß eine Semesterbeurteilung
in einem Wahlpflichtfach im Um fang von 4
Semesterwochenstun den nachgewiesen
werden. Als Wahlpflichtfächer können auch
Lehrveranstaltungen in den SpeziaIisierun-
gen gewählt werden, die in der vom
Stu den ten gewählten SpeziaIisierung nicht
en thalten sind. Weist ein Stu dent m ehr als
A NERKEN-
eine erfolgreiche Semesterbeurteilung im
Wahlpflichtfach nach, so kann er das Fach
bestimmen, das im Zeugnis als Wahlpflicht-
fach ausgewiesen wird. Die anderen Seme-
sterbeurteilungen können als Wahlfächer
ausgewiesen werden, ohne daß sie in die
Diplomnote eingehen.
(3) Das Diplomzeugnis weist eine Gesamt-
note aus. Zur Festlegung der Gesamtnote
wird ein gewichtetes Mittel gebildet. Es ge-
hen die Fachendnoten der in § 23 Abs. 2
ausgewiesenen Fächer des Basisstudiums
mit insgesamt 20 %, die Fachendnote der
gewählten Spezialisierung mit insgesamt
25%, die Fachendnote der beiden gewählten
Anwendungen mit je 10 % und die Fachend-
note des gewählten Ergänzungsfaches mit
5 % ein. Die Beurteilung der Diplomarbeit
geht mit 25 % und die Beurteilung der Dis-
putation mit 5% ein. Die Gesamtnote wird
unter Berücksichtigung des § 7 Abs. 1
Satz 8 gebildet.
(4) Die Studienverwa1tung ste llt auf Grund
der Entscheidu ngen des Prüfungsausschus-
ses und der Prüfungskommission das Di-
plomzeugnis und die Diplomurkunde aus.
Alle Unterlagen im Zusammenhang mit der
Diplomprüfung mit Ausnalune der Diplom-
arbeit werden Bestandteil der Studienakte.
Die Diplomarbeit wird von der Studienver-
wa1tung des Fachbereichs aufbewahrt.
(5) Das Diplomzeugnis wird vom Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses und vom
Dekan unterschrieben und m it dem Siegel
der FHL versehen .
§ 24 Diplomurkunde
(1) In der Diplomurkunde wird ein Gesamt-
prädikat angegeben. Das Gesamtprädikat
wird folgendermaßen gebildet:
be i einem Durchschnitt
bis einschließlich 1,5 = sehr gu t
be i einem Durchschnitt
von 1,6 bis einsch ließlich 2,5 = gut
be i einem Durchschnitt
von 2,6 bis e inschließlich 3,5 = befriedigend
bei einem Durchschnitt
von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend
be i einem Durchschnitt
ab 4,1 = nicht ausreichend.
Bei der Bildung der Prädikatsnote wird nur
die erste Stelle hinter dem Komma
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden
ohne Rundung gestrichen.
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(2) Bei überragenden Leistungen kann die
Prüfungskommission mit Zweidrittelmehr-
heit anstelle des Gesamtprädikats "sehr gut
bestanden" das Gesamtprädikat "mit Aus-
zeichnun g bestanden" vergeben. Die Grün-
de für einen solchen Beschluß sind schrift-
lich festzuha1ten.
(3) Mit der Aushändigung der Diplomur-
kunde wird dem Studenten der akademi-
sche Grad eines Diplom-Kaufmanns (FH)
bzw. der Studentin der akademische Grad
einer Diplom-Kauffrau (FH) verliehen. Die
Diplomurkunde wird vom Rektor und vom
Dekan unterschrieben. Diplomzeugnis und
Diplomurkunde tragen das Datum des Ta-
ges der m ündlichen Diplomprüfung. Di-
plomzeugnis und Diplomurkunde werden
mit dem Siegel der FHL versehen.
(4) Je ein Muster d es Diplomzeugnisses und
der Diplom u rkunde sind als Anlagen 2 und
3 Bestandte il dieser Ordnung.
(5) Hat ein Kandidat die Diplomprüfung
nicht bestanden, wird ilun auf seinen An-
trag und gegen Vorlage der entsprechenden
Nachweise sowie der Exmatrikulationsbe-
scheinigung eine Bescheinigung ausgestellt,
welche die erbrachten Prüfungsleistungen
und deren Noten sowie die zum Bestehen
der Diplomprüfung noch fehlenden Prü-
fungsleistungen enthält und erkennen läßt,
daß die Diplomprüfung nicht bestanden ist.
VI ANRECHNUNGS- UND
NUNGSVERFAHREN
§ 25 Anrechnung VOll Studienzeiten und
Studienleistungen.
(1) Bei einem Wechsel des Studienganges,
einem Wechsel der Hochschule oder bei
Fortsetzung eines früheren Studiums an der
FHL werden bis herige Studienzeiten sowie
erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen
auf Antrag angerechnet, soweit ihre
Gleichwertigkeit nachgewiesen wird . Die
Anerkennung von mindestens mit ausrei-
chend beurteilten Studien- und l'rüfungslei-
stungen erfolgt mit Ausnalune von solchen
gemäß § 7 Abs . 3
a) bei differenziert beurteilten Leistungen
mit der Übemalune dieser Beurteilung
unter Berücksichtigung des § 7 Abs.
1,
b) bei undifferenz iert beurteilten Leistun-
gen m it der Note 4,0 .
Sind gemäß § 7 Abs . 3 undifferenzierte Be-
u rteilungen vorgesehen, so wird die Beur-
teilung "m it Erfolg" festgelegt
(2) Zwischen prüfungen und andere gleich-
wertige Prüfungsleistungen und Vordi-
p lome, die bei mindestens gleicher Länge
des Grun dstu diums in gleichnamigen
Ho chschulstudien gängen im
Geltu ngsbereich des Hochschulrahmen-
gesetzes erbracht wurden, w erden auf
Antrag als Abschluß des Grun dstudiums
anerkannt. Zwischenp rüfungen und andere
gleichwertige Prüfungs- und
Stu dienleistu ngen, die in nicht gleich-
namigen Hochschulstudiengängen im Gel-
tungsbereich des Hochschulrahmengesetzes
erbracht wurden, werden, sofern ihre
Gleichwertigke it nachgewiesen wird, auf
Antrag angerechnet .
(3) Abs . 1 und 2 gelten für in einem staatlich
anerkannten Fernstudium erworbene Lei-
stungsnachweise entsprechend.
(4) Entscheidungen nach Abs. 1 bis 3 trifft
der Prüfungsausschuß.
(5) Für die Gleichw ertigke it von Stu dien -
und Prüfungsleistu ngen an ausländischen
Hochschu len sind die von der Ständigen
Konferenz der Kultusminister der Länder in
der Bundesrepublik Deutschland (KMK)
und der Westdeutschen Rektorenkonferenz
(WRK) gebilligten Äquivalenzvereinbarun-
gen m aßgebend. Soweit Äqu ivalenzverein-
barungen fehlen, en tscheidet die zuständige
Stelle.
§ 26 Einstufungspriifung und Eignungsprit-
ftmg
(1) Von Stu dien bewerbern mit H ochschul-
zugangsberechtigung können Kenntnisse
und Fähigkeiten, die sie in anderer Weise
als durch ein Stu dium erworben haben, in
einer besonderen Einstufungsprüfung
nachgewiesen werden. Näheres regelt eine
Einstufu ngsp rüfun gsordn un g .
(2) Für Stud ien bewerber ohne Hochschul-
zugan gsberechtigung wird gemäß § 30,
Abs. 3 BbHG eine besondere
Eignungsprüfung zum Erwerb d er H och-
schulzugangsberechtigun g für den ange-
strebten Studiengang (fachgebundene
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Fachhochschu lreife) eingerich tet. Näheres
regelt eine entsprechende
Eignungsprüfungsordnung .
VII. S CHLUSSBESTIMMUN GEN
§ 2 7 Übergangsregelung
Für Studen ten, die bis z um 30 . 8. 1993 im
Stu dien gang Betriebsw ir tschaftslehre der
FHL immatrikuliert w ord en sind, hat der
Gründun gsdekan Übergangsregelungen
erlassen, die sicherstellen, daß alle Stu dien-
und Prüfun gs leistungen, die nach der DPO
v . 20.5.1992 bis zum 1.10 .1993 erbracht wor-
den sind, gemäß d er vorliegenden Prü-
fungsordnung in Verbindung mit der StO v.
1.7.1993 für die entsprechenden Stu dienlei-
stungen anerkannt w erden.
§ 28 lnkrafttreten
Diese Ordnung ist dem Minister fü r Wissen-
schaft, Forschung und Kultur gem äß §15
BbHG zu r Genehmigung vorgelegt worden
und tritt mit ihrer Veröffentlichung im
Mitteilungsblatt der FHL in Kraft und








über die DIPLOMVORPRÜFUNG im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften gemäß § 17
der Diplom-Prüfungsordnung vom 15. 12.1993 im Studiengang
BETRIEBSWIRTSCHAFTSLEH RE
geboren am: in :







Volkswir t sc hafts le h re
Gru nd lagen der
Soz iol og ie
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Rechnungswesen
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Se nfte nberg ,
VORSITZENDER DES PRüF UNGSAUSSCHUSSES
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ZEUGNIS
übe r die DIPLOMPRÜFUNG im Fac hbe re ich Wi rtschaftswi ssensch aft en gemäß § 23
de r Diplom-Pr üfungsordnung vom 15.12. 1993 im Stndien gan g
BETRIEBSWIRTSCHAFTSLEHRE
geboren am : in :
hat die Diplomprüfung mit Erfolg abgelegt und dabei die folgenden Noten erhalten :
1. P FLICHFÄCHER
Wirtschaftspolitik
Unte rnehme nspoli ti k
Wirt schaftsrecht
Wi rt schaft sinf 0 rm ati k
Öffentliche Finanzwi rtsch aft
Mittelwert der Fach en dnote n
2. GE WÄH LTE SPEZIALISIER UNG







. . . . . .... . . .... . . .. .. .. . . . . ... .. . . . . .... . .
5. WAHLFÄCHER
. . . . . .. . . . . . .. .. . . . . . . . . .... . ... . . . . ... . . .
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . .
6. THEMA DER DIPLOMARBEIT
. .. .. . . . . . . . .. .. . . . . . .. . . . . . .. . .. . . . . . .. . . . . . . ... . .. . . . . .. . . . . . ... . . . . . . . . .. . . . . . .... . .. . . . . .. . . . . . .. . . . .. ... .
. . . . . . . .. . .. . . .. . . .... . .. ... . ... . .. .. . . . .... .. . . . . .. . . . .. . . .. . .. ...... . . . . .. . . ... .. . . .. . . . . .. . . .. . . .. . . . . . .. . .
. ... .... ... . .... . ..... . .. ........... . .. . . . . . ..... ....... ..... .. . ... .. .. ... .. . . ... . . . ..... . . .. . . ... .. .. . .... .. .
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DEK AN VORS ITZENDER DES
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GEBOR EN AM : IN:
HAT DAS DIPLOM (FH) IM STUDIENGANG
BETRIEBSWIRTSCHAFTSLEHRE
MIT DEM GESAMTPRÄDIKAT
ERWORBEN UND ERHÄLT DEN AKADEMISCHEN GRAD
.........................................................
VERLIEHEN .
Senftenberg ,
REKTOR DEKAN
